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1.  EINFÜHRUNG

Die meisten Steuerpflichtigen und Arbeitgeber haben von 
vermögenswirksamen Leistungen, Arbeitnehmer-Sparzulage 
und Wohnungsbauprämie schon einmal etwas gehört. Welche 
gesetzlichen Ansprüche Arbeitnehmer konkret haben, wie der 
Vermögensaufbau mit vermögenswirksamen Leistungen, Arbeit-
nehmer-Sparzulage und Wohnungsbauprämie funktioniert, wie 
hoch die staatlichen Zuschüsse zum privaten Vermögensaufbau 
sein können und wie man es optimal gestaltet, um die maximalen 

staatlichen — steuer- und sozialversicherungsfreien — Zuschüs-
se zu erhalten, wissen jedoch die Wenigsten. Dieses Merkblatt 
verschafft sowohl Arbeitgebern als auch Steuerpflichtigen einen 
Überblick darüber und hilft so bei der Entscheidung, ob man als 
Arbeitgeber vermögenswirksame Leistungen anbieten und als 
Arbeitnehmer anlegen sollte. Zudem wird erklärt, welche Anträ-
ge innerhalb welcher Frist zu stellen sind und wie vielfältig die 
Geldanlagemöglichkeiten sind, die staatlich gefördert werden.

2.  WIRKUNGSWEISE DER VERMÖGENS
WIRKSAMEN LEISTUNGEN VOM ARBEITGEBER

2.1  Zuschuss oder Teile des bereits vereinbarten Arbeitslohns
Vermögenswirksame Leistungen sind Geldleistungen des Ar-
beitgebers in einen i. d. R. vom Arbeitnehmer abgeschlossenen 
Vertrag über eine Anlageform von Geld. Die Geldanlage kann 
auch in das Arbeitgeberunternehmen erfolgen, z. B. in Aktien des 
Arbeitgeberunternehmens. Der Arbeitgeber zahlt diese vermö-
genswirksamen Leistungen i. d. R. direkt in diesen Vertrag ein.1 
Eine Ausnahme können z. B. vermögenswirksame Leistungen 
zum Erwerb einer Eigentumswohnung sein. Dann kann auch eine 
direkte Überweisung der vermögenswirksamen Leistungen an 
den Arbeitnehmer erfolgen.2

Die Auszahlung der vermögenswirksamen Leistungen an den Ar-
beitnehmer ist die absolute Ausnahme. Sie kommt nur vor, wenn 
die vermögenswirksamen Leistungen zum Bau, zum Erwerb, zum 
Ausbau oder zur Erweiterung eines Wohngebäudes oder Eigen-
tumswohnung, zum Erwerb eines Dauerwohnrechts oder zum 
Erwerb eines Grundstücks zum Zweck des Wohnungsbaus ver-
wendet werden.3 Um eine Auszahlung der vermögenswirksamen 
Leistungen zu erreichen, muss der Arbeitnehmer dem Arbeit-
geber eine entsprechende Bescheinigung vorlegen, dass diese 
Geldanlage vwl-fähig ist. An der Beibringung dieser Bescheini-
gung scheitert es in der Praxis mitunter. Die Bescheinigung kann 
grundsätzlich nur vom Verkäufer bzw. Vertragsanbieter erstellt 
bzw. bestätigt werden.

1	 § 3 Abs. 2 VermBG.
2	 § 3 Abs. 3 VermBG.
3	 § 2 Abs. 1 Nr. 5 VermBG.
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Vermögenswirksame Leistungen können Teile des bereits ver-
einbarten Arbeitslohns sein oder ein Zuschuss des Arbeitgebers 
darstellen.4 Bei einem Zuschuss handelt es sich letztendlich um 
eine Gehaltserhöhung für den Arbeitnehmer. Auch eine Kombi-
nation aus beidem — bestehender Teil des Gehalts/Lohns und 
Zuschuss des Arbeitgebers — ist möglich. Vermögenswirksame 
Leistungen sind arbeitsrechtlich Bestandteil des Lohns oder 
Gehalts und lohn-/einkommensteuer- und sozialversicherungs-
pflichtig, sofern die jeweilige Beitragsbemessungsgrenze noch 
nicht überschritten ist.5

2.2  Begünstigte Arbeitnehmer
Vermögenswirksame Leistungen können neben den „normalen“ 
Arbeitnehmern auch für Azubis, Beamte, Richter, Berufs- und 
Zeitsoldaten sowie Minijobber gewährt werden, nicht aber z. B. 
für Geschäftsführer einer GmbH. Organmitglieder oder Vertreter 
einer Personengesamtheit können keine vermögenswirksamen 
Leistungen erhalten. Nicht begünstigt sind zudem freiwillig Wehr-
dienstleistende, Rentenbezieher, Bezieher von Versorgungsbezü-
gen ohne aktives Arbeitsverhältnis, Freiwilligendienstleistende, 
Entwicklungshelfer, Ehrenbeamte (z. B. ehrenamtlicher Bürger-
meister), Empfänger beamtenrechtlicher Versorgungsbezüge 
und entpflichtete Hochschullehrer, wenn sie keine Beamten mehr 
sind. Begünstigt sind aber Gesellschafter, wenn für sie Sozial-
versicherungspflicht besteht. Vermögenswirksame Leistungen 
können sowohl für unbeschränkt als auch für beschränkt steuer-
pflichtige Arbeitnehmer gewährt werden.

Bei einigen Anlageformen, wie z. B. dem Sparvertrag über 
Wertpapiere oder andere Vermögensbeteiligungen, normale 
Sparverträge und Kapitalversicherungen, Verträge nach dem 
Wohnungsbau-Prämiengesetz (z. B. Bausparvertrag), können die 
vermögenswirksamen Leistungen auch zugunsten des Ehegatten 
oder kindergeldberechtigten Kinder oder Eltern des Arbeit-
nehmers, wenn dieser steuerlich noch als Kind zählt, angelegt 
werden.6

BEISPIEL Der vwl-fähige Aktiensparplan wurde vom Ehe-
mann abgeschlossen, aber die vermögenswirksamen Leistun-
gen der Ehefrau fließen (auch) in diesen Vertrag.

Werden zugunsten eines Vertrages vom Ehegatten vermögens-
wirksame Leistungen angelegt, ist besondere Obacht geboten, 
wenn der Ehegatte, der den Vertrag abgeschlossen hat, in Rente 
geht. Damit weiterhin die Arbeitnehmer-Sparzulage gewährt 
werden kann, muss der Anbieter des Vertrages die zu übermit-
telnden Daten mit den Daten des noch arbeitenden Ehegatten 
übermitteln. Bei der Bescheidprüfung ist insb. darauf zu achten, 
ob die Arbeitnehmer-Sparzulage festgesetzt wurde.

2.3  Begünstigte Anlageformen
Für folgende Anlageformen kann der Arbeitgeber vermögens-
wirksame Leistungen gewähren:

•	 Sparvertrag über Wertpapiere oder andere Vermögensbetei-
ligungen7

•	 Wertpapierkaufvertrag8

•	 Beteiligungsvertrag9 oder Beteiligungskaufvertrag10

4	 § 11 Abs. 1 VermBG.
5	 § 2 Abs. 6 und 7 VermBG.
6	 § 3 VermBG.
7	 § 4 VermBG.
8	 § 5 VermBG.
9	 § 6 VermBG.
10	 § 7 VermBG.

•	 Aufwendungen des Arbeitnehmers nach den Vorschriften des 
Wohnungsbau-Prämiengesetzes (Bausparverträge, Auf-
wendungen für den ersten Erwerb von Anteilen an Bau- und 
Wohnungsgenossenschaften, zweckgebundene Sparverträge 
für wohnungswirtschaftliche Verwendung, zweckgebundene 
Sparverträge mit Wohnungs- und Siedlungsunternehmen zur 
wohnungswirtschaftlichen Verwendung)11

•	 Verträge mit Zweckbindung wohnungswirtschaftlicher 
Verwendung (Aufwendungen zum Bau, zum Erwerb, zum 
Ausbau oder zur Erweiterung eines Wohngebäudes oder einer 
Eigentumswohnung, Erwerb Dauerwohnrecht, Erwerb Grund-
stück zum Zweck des Wohnungsbaus — alles nur Inland! — und 
Tilgungspläne für entsprechende Kredite)12

•	 Sparverträge (z. B. Banksparplan)13

•	 Kapitalversicherungsbeträge14

Das sind konkret z. B. Aktien, ETFs, Investmentfonds, Wandel-
schuldverschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen, Namens-
schuldverschreibungen, Genussscheine, GmbH-Beteiligungen, 
Genossenschaftsanteile, (typisch) stille Beteiligungen, Darle-
hensforderungen, Genussrechte, Beteiligung an einer GmbH bei 
Gründung, Kauf von GmbH-Anteilen einer bestehenden GmbH 
und Bausparverträge.

HINWEIS Der Arbeitnehmer kann vom Arbeitgeber verlangen, 
dass die für ihn zu erbringenden vermögenswirksamen Leis-
tungen auf verschiedene Anlageformen verteilt werden oder 
dass die Anlageform gewechselt wird.15

2.4  Gesetzlicher Anspruch des Arbeitnehmers
Der Arbeitnehmer hat einen gesetzlichen Anspruch auf ver-
mögenswirksame Leistungen. Allerdings nicht darauf, dass der 
Arbeitgeber diese als Zuschuss bezahlt. Die vermögenswirk-
samen Leistungen können auch aus dem bereits vereinbarten 
Lohn/Gehalt bezahlt werden, wenn der Arbeitnehmer einen 
entsprechenden Vertrag abschließt. Voraussetzung ist, dass der 
gleichbleibende monatliche Anlagebetrag mind. 13 € oder bei 
quartalsweiser Zahlungsweise gleichbleibend mind. 39 € beträgt. 
Der Arbeitnehmer kann jeweils einmal im Jahr vom Arbeitgeber 
verlangen (grundsätzlich schriftlich), die Anlage vermögenswirk-
samer Leistungen aufzuheben, einzuschränken oder zu erweitern. 
In demselben Jahr ist der Arbeitgeber dann nicht verpflichtet, 
vermögenswirksame Leistungen in einen neuen Vertrag zu leis-
ten, wenn der alte Vertrag aufgehoben wird; auch nicht vom Lohn/
Gehalt des Arbeitnehmers. In Tarifverträgen oder Betriebsverein-
barungen können abweichende Regelungen getroffen werden.16

BEISPIEL Der Arbeitnehmer A arbeitet im Unternehmen B. 
Das Unternehmen zahlt vermögenswirksame Leistungen als 
Zuschuss von 40 € monatlich. Der Arbeitnehmer entscheidet 
sich für die Anlage der vermögenswirksamen Leistungen in 
einen Bausparvertrag. Der Arbeitnehmer A wechselt nun den 
Job zum Arbeitgeber C. Der Arbeitgeber C zahlt keine VWL. 
Der Arbeitnehmer kann beim Arbeitgeber beantragen, dass 
dieser für ihn VWL aus seinem normalen Gehalt anlegt und 
seinen Bausparvertrag damit weiter besparen oder er bespart 
den Bausparvertrag direkt weiter ohne vermögenswirksame 
Leistungen.

11	 § 2 Abs. 1 Nr. 4 VermBG.
12	 § 2 Abs. 1 Nr. 5 VermBG.
13	 § 8 VermBG.
14	 § 9 VermBG.
15	 BMF-Schreiben v. 31.05.2024 „Anwendung des Fünften Vermögens-

bildungsgesetzes (5. VermBG)“, BStBl. I 2024, S. 929 Rz. 62.
16	 § 11 VermBG.
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Einige dieser Anlagen in vermögenswirksame Leistungen haben 
neben dem Vermögensaufbau den Vorteil, dass ein staatlicher 
Zuschuss zur Geldanlage geleistet wird, wenn die entsprechen-
den Voraussetzungen erfüllt und eingehalten werden. Als staat-
licher Zuschuss kommen die Arbeitnehmer-Sparzulage oder die 
Wohnungsbauprämie in Betracht.

2.5  Höhe der vermögenswirksamen Leistungen
Bei der Höhe der vermögenswirksamen Leistungen hat sich ein 
Betrag von 40 € im Monat etabliert. Es gibt jedoch keine gesetz-
liche Begrenzung der Höhe nach, d. h., es können auch höhere 
Beträge als vermögenswirksame Leistungen angelegt werden. Die 
üblichen 40 € resultieren aus dem Maximalbetrag für die Arbeit-
nehmer-Sparzulage 470 €/12 Monate = 39,17 €, aufgerundet 40 €, 
wenn nur ein Vertrag abgeschlossen wird. Werden höhere vermö-
genswirksame Leistungen in den gleichen Vertrag angelegt, dient 
dies zwar dennoch dem beabsichtigten Vermögensaufbau, wird 
aber nicht mehr mit der Arbeitnehmer-Sparzulage bezuschusst 
(ggf. aber mit der Wohnungsbauprämie, siehe Beispiel unter 3.3 
Gewährung der Arbeitnehmer-Sparzulage — Verfahren).

Der Anspruch des Arbeitnehmers auf vermögenswirksame Leis-
tungen ist bis zum Betrag von 870 € im Kalenderjahr unabhängig 
von der Anlageart nicht übertragbar und damit nicht pfändbar 
und nicht verpfändbar.17 Dies gilt auch, wenn die vermögenswirk-
samen Leistungen aus dem bestehenden Lohn des Arbeitneh-
mers angelegt werden und unabhängig davon, ob und inwieweit 
die vermögenswirksamen Leistungen arbeitnehmer-sparzulagen-
begünstigt sind.

HINWEIS Zur Anlage in vermögenswirksame Leistungen und 
Gewährung der Arbeitnehmer-Sparzulage gibt es ein 39-seiti-
ges BMF-Schreiben v. 31.05.2024 „Anwendung des Fünften 
Vermögensbildungsgesetzes (5. VermBG)“ BStBl. I 2024, 
S. 929.

3.  ARBEITNEHMER-SPARZULAGE

Die Arbeitnehmer-Sparzulage und auch die Wohnungsbauprämie 
sind staatliche Zuschüsse zur Vermögensbildung, die aus Steuer-
geldern finanziert werden. Sowohl die Arbeitnehmer-Sparzulage 
als auch die Wohnungsbauprämie ist für den Empfänger steuer- 
und sozialversicherungsfrei.18

Die Verwaltung der Arbeitnehmer-Sparzulage erfolgt über die 
Finanzämter und insofern sind die Vorschriften der Abgabenord-
nung maßgeblich.19

3.1  Höhe der Arbeitnehmer-Sparzulage und förderfähige 
Anlageformen
Die Arbeitnehmer-Sparzulage beträgt 20 % der vermögenswirk-
samen Leistungen, soweit sie 400 € im Jahr nicht überschreiten 
für:

•	 Sparverträge über Wertpapiere oder andere Vermögensbetei-
ligungen20

•	 Wertpapierkaufvertrag21

•	 Beteiligungsvertrag oder Beteiligungskaufvertrag22

17	 § 2 Abs. 7 Satz 2 VermBG, § 851 Abs. 1 ZPO, § 1274 Abs. 2 BGB.
18	 § 13 Abs. 3 VermBG, § 6 WoPG.
19	 § 14 VermBG.
20	 § 2 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 4 VermBG.
21	 § 2 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 5 VermBG.
22	 § 2 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. §§ 6 und 7 VermBG.

Der staatliche Zuschuss beträgt für solche Verträge demnach 
max. 80 € im Jahr.23

Der häufigste Anwendungsfall sind Aktien- oder Fondssparpläne 
(= Sparverträge über Wertpapiere oder andere Vermögensbetei-
ligungen). Bei einem Wertpapierkaufvertrag ist die Geldanlage in 
das Arbeitgeberunternehmen in Form von Aktien, Wandelschuld-
verschreibungen, Gewinnschuldverschreibungen, Genussscheinen, 
Beteiligung an der Stammeinlage bei der Arbeitgeber-GmbH oder 
als stiller Gesellschafter am Arbeitgeberunternehmen oder eines 
mit dem Arbeitgeberunternehmen verbundenen Unternehmens 
(Konzern) gemeint. Bei einem Beteiligungsvertrag oder Betei-
ligungskaufvertrag handelt es sich um die Beteiligung an einer 
GmbH im Zuge der Gründung der GmbH oder an einer bestehen-
den GmbH. Es kann sich dabei jeweils um eine betriebliche Beteili-
gung (= Arbeitgeberunternehmen) als auch um eine außerbetrieb-
liche Beteiligung (= nicht Arbeitgeberunternehmen) handeln.

Normale Banksparpläne wie die Besparung eines Tagesgeldkon-
tos, Sparbuchs oder Prämiensparens oder der Kapitallebens-
versicherungsvertrag können zwar über vermögenswirksame 
Leistungen bespart werden, werden aber nicht mit der Arbeit-
nehmer-Sparzulage bezuschusst.

Die Arbeitnehmer-Sparzulage beträgt 9 % der vermögenswirk-
samen Leistungen, soweit sie 470 € im Jahr nicht überschreiten, 
für:

•	 Bausparverträge, Aufwendungen für den ersten Erwerb von 
Anteilen an Bau- und Wohnungsgenossenschaften, zweckge-
bundene Sparverträge für wohnungswirtschaftliche Verwen-
dung, zweckgebundene Sparverträge mit Wohnungs- und 
Siedlungsunternehmen zur wohnungswirtschaftlichen Verwen-
dung24

•	 Aufwendungen zum Bau, zum Erwerb, zum Ausbau oder zur 
Erweiterung eines Wohngebäudes oder Eigentumswohnung, 
Erwerb Dauerwohnrecht, Erwerb Grundstück zum Zweck des 
Wohnungsbaus (alles Inland!) und Tilgungspläne für entspre-
chende Kredite25

Der staatliche Zuschuss für solche Verträge beträgt demnach 
43 € im Jahr.26

Der häufigste Anwendungsfall hier sind Bausparverträge und 
Kreditfinanzierungen von Wohneigentum.

TIPP Zur Frage, welche Anlageformen im Detail über die 
Arbeitnehmer-Sparzulage gefördert werden und wie es ver-
traglich gestaltet werden muss, damit die Arbeitnehmer-Spar-
zulage beantragt werden kann, berät die Hausbank oder Spar-
kasse. Arbeitnehmer sollten diesbezüglich eine Beratung ein-
holen. Denn viele Steuerpflichtige haben solche Verträge 
bereits oder werden sie im Laufe ihres Lebens eingehen. Ohne 
Beratung und entsprechender Gestaltung — z. B. Anlage eige-
ner vermögenswirksamer Leistungen — verschenken sie die 
Arbeitnehmer-Sparzulage.

Beide Vertragsarten können gleichzeitig laufen, sodass sowohl 
die Arbeitnehmer-Sparzulage von 80 € und 43 € pro Jahr bean-
sprucht werden kann. In Summe werden dann vermögenswirksa-
me Leistungen von bis zu 870 € im Jahr bezuschusst. Ehegatten 

23	 § 13 Abs. 2 VermBG.
24	 § 2 Abs. 1 Nr. 4 VermBG.
25	 § 2 Abs. 1 Nr. 5 VermBG.
26	 § 13 Abs. 2 VermBG, § 6 Abs. 1 Satz 2 VermBGDV.
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können beide jeweils beide Anlageformen nutzen, sodass sich 
pro Jahr insg. eine steuer- und sozialversicherungsfreie Arbeit-
nehmer-Sparzulage von 246 € ergeben kann.

BEISPIEL LEDIGER Der Steuerpflichtige schließt sowohl 
einen Fondssparplan als auch einen Bausparvertrag ab. Er 
kann sowohl die Arbeitnehmer-Sparzulage von 80 € als auch 
von 43 € pro Jahr erhalten.

Die höchstmögliche Arbeitnehmer-Sparzulage kann nur erhalten, 
wer sowohl in Vermögensbeteiligungen als auch in Bausparen 
bzw. in Anlagen für den Wohnungsbau Geld anlegt. Dies bedingt 
zwei Anlageverträge. Da nur Zahlungen durch den Arbeitgeber 
mit der Arbeitnehmer-Sparzulage begünstigt sind, muss dieser 
zwei Verträge bedienen.27

3.2  Voraussetzungen für die Arbeitnehmer-Sparzulage
Um die Arbeitnehmer-Sparzulage zu erhalten, müssen neben 
dem Abschluss einer begünstigten Anlageform mit vermögens-
wirksamen Leistungen Einkommensgrenzen und Sperrfristen 
eingehalten sowie in die Datenübermittlung eingewilligt werden. 
Zudem muss die Arbeitnehmer-Sparzulage mit der Abgabe der 
Einkommensteuererklärung beantragt werden.

3.2.1  Einkommensgrenzen
Ledige oder antragsgemäß einzeln veranlagte Ehegatten 
können die Arbeitnehmer-Sparzulage beanspruchen, wenn das 
zu versteuernde Einkommen 40.000 € im betreffenden Jahr 
nicht übersteigt. Bei zusammenveranlagten Ehegatten darf 
das gemeinsam zu versteuernde Einkommen einen Betrag von 
80.000 € nicht übersteigen. Ist ein Ehegatte verstorben und wird 
in dem Jahr eine Zusammenveranlagung durchgeführt, gilt auch 
noch die Grenze von 80.000 €. Im Folgejahr gilt für den überle-
benden Ehegatten dann die Grenze von 40.000 €.28 Sind Kinder 
vorhanden, ist das zu versteuernde Einkommen von 40.000 € 
bzw. 80.000 € das zu versteuernde Einkommen nach Abzug der 
Kinderfreibeträge.29 Das bedeutet, das Einkommen des Steu-
erpflichtigen bzw. der Ehegatten kann in Abhängigkeit von der 
Anzahl der Kinder noch um einiges höher sein.

BEISPIEL Die zusammenveranlagten Ehegatten haben ein 
gemeinsames Einkommen von 105.000 €. Aufgrund der 3 
gemeinsamen Kinder — 3  Kinderfreibetrag von 9.600 € (VZ 
2025) = 28.800 € — unterschreiten sie mit einem zu versteu-
ernden Einkommen von 76.200 € die maßgebliche Grenze und 
sind arbeitnehmer-sparzulagenberechtigt.

Diese Grenzbeträge gelten seit dem 01.01.2024. Zuvor betrugen 
sie jeweils die Hälfte. Aufgrund der Verdoppelung sind seit dem 
VZ 2024 viel mehr Steuerpflichtige arbeitnehmer-sparzulagen-
berechtigt. Daher nimmt die Bedeutung des Themas zu.

Bei beschränkt einkommensteuerpflichtigen Arbeitnehmern, die 
nicht zur Einkommensteuer veranlagt werden, gelten die Einkom-
mensgrenzen nicht. Ihnen steht die Arbeitnehmer-Sparzulage 
ohne Rücksicht auf die Höhe ihres Einkommens zu.30

27	 BMF-Schreiben v. 31.05.2024 „Anwendung des Fünften Vermögens-
bildungsgesetzes (5. VermBG)“, BStBl. I 2024, S. 929 Rz. 92.

28	 BMF-Schreiben v. 31.05.2024 „Anwendung des Fünften Vermögens-
bildungsgesetzes (5. VermBG)“, BStBl. I 2024, S. 929 Rz. 82.

29	 § 2 Abs. 5 EStG.
30	 BMF-Schreiben v. 31.05.2024 „Anwendung des Fünften Vermögens-

bildungsgesetzes (5. VermBG)“, BStBl. I 2024, S. 929 Rz. 84.

HINWEIS Für die Wohnungsbauprämie gelten diese erhöhten 
Einkommensgrenzen nicht. Hier gilt für Ledige weiterhin ein 
Grenzbetrag von 35.000 € und bei Ehegatten 70.000 € zu 
versteuerndes Einkommen.

3.2.2  Sperrfristen
Der Anspruch auf Arbeitnehmer-Sparzulage entsteht zwar mit 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die vermögenswirksamen Leis-
tungen angelegt worden sind, er kann jedoch rückwirkend entfal-
len, wenn die Sperrfristen nicht eingehalten werden. Sperrfrist 
heißt, dass in dieser Zeit die Anlage fest ist. Über die Beträge 
darf innerhalb dieser Frist nicht verfügt werden. Eine Rückzah-
lung des Guthabens (= Kündigung des Vertrages), Abtretung oder 
Beleihung wäre schädlich und der Anspruch auf Arbeitnehmer-
Sparzulage geht verloren, und zwar auch rückwirkend.

•	 Sparvertrag über Wertpapiere oder andere Vermögensbetei-
ligungen: Einzahlung Einmalbetrag oder laufend über 6 Jahre 
und Sperrfrist 7 Jahre

•	 Wertpapierkaufvertrag: Einzahlung Einmalbetrag und Sperr-
frist 6 Jahre

•	 Beteiligungsvertrag und Beteiligungs-Kaufvertrag: Einzah-
lung Einmalbetrag oder laufend ohne festgelegte Dauer und 
Sperrfrist 6 Jahre

•	 Bausparverträge und Erwerb Genossenschaftsanteile 
Wohnungsunternehmen, zweckgebundene Sparverträge für 
wohnungswirtschaftliche Verwendung und Sparanlage für 
Wohnungs- und Siedlungsunternehmen: Einzahlung lfd. über 
3 bis 6 Jahre bzw. 8 Jahre und Sperrfrist 7 Jahre

Hiervon gibt es jedoch Ausnahmen, d. h. trotz Verletzung der 
Sperrfrist wird die Zulage nicht zurückgefordert.31 Z. B. bei:

•	 Eintritt der vollen Erwerbsunfähigkeit (= Grad der Behinde-
rung von mind. 95), auch des Ehegatten

•	 Versterben, auch des Ehegatten
•	 Heirat (ab 2 Jahre nach Beginn der Sperrfrist)
•	 Arbeitslosigkeit (mind. 1 Jahr ohne Unterbrechung)
•	 Aufnahme einer selbstständigen Tätigkeit (Gewerbe, Selbst-

ständiger bzw. Freiberufler, Land und Forstwirtschaft) unter 
Aufgabe der Arbeitnehmertätigkeit

Auch wenn z. B. der Sparvertrag oder der Kapitalversicherungs-
vertrag nicht mit der Arbeitnehmer-Sparzulage gefördert wer-
den, sind Mindestvertragslaufzeiten und Sperrfristen vorgesehen. 
Denn nur so kann gewährleistet werden, das die vermögenswirk-
samen Leistungen tatsächlich dem Vermögensaufbau dienen.

•	 Sparvertrag: Einmalzahlung oder für die Dauer von 6 Jahren 
mit mind. einem Betrag jährlich und Sperrfrist 7 Jahre

•	 Kapitalversicherungsvertrag: Einzahlung laufend über mind. 
12 Jahre

31	 § 4 Abs. 4 VermBG.
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TIPP Tritt hinsichtlich des Vertrages eine Störung ein, z. B. 
kann die Rate nicht mehr bezahlt werden, wird kurzfristig 
Kapital benötigt, ändert sich die Lebenssituation, sollte unbe-
dingt das Gespräch mit der Bank/Sparkasse/Bausparkasse 
gesucht werden. Es gibt viele Möglichkeiten, solche Störungen 
so zu beheben bzw. Ausnahmeregelungen in Anspruch zu neh-
men, dass die Arbeitnehmer-Sparzulage nicht verloren geht.32 
Eine unüberlegte Kündigung solcher Verträge ist selten die 
optimale Lösung. Ein Wechsel des Arbeitgebers oder des 
Anlageinstituts ist i. d. R. unproblematisch möglich.

3.3  Gewährung der Arbeitnehmer-Sparzulage — Verfahren
Die Arbeitnehmer-Sparzulage wird durch das Finanzamt fest-
gesetzt, wenn der Arbeitnehmer mit Abgabe der Einkommen-
steuererklärung einen entsprechenden Antrag nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck gestellt hat. Die Arbeitnehmer-
Sparzulage wird mit dem Mantelbogen der Einkommensteuer
erklärungsformulare beantragt — Formulare 2024 -> Zeile 34 und 
Seite 1 oben in der Mitte „Antrag auf Arbeitnehmer-Sparzulage“ 
ankreuzen. Die Arbeitnehmer-Sparzulage kann grundsätzlich 
auch ohne Abgabe einer vollständigen Einkommensteuererklä-
rung und Festsetzung einer Einkommensteuer beantragt werden, 
indem nur der Mantelbogen eingereicht wird. Das ist z. B. bei 
Minijobbern und sonstigen pauschal besteuerten Arbeitsverhält-
nissen denkbar.

Der Anspruch auf Arbeitnehmer-Sparzulage entsteht zwar mit 
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die vermögenswirksamen 
Leistungen angelegt worden sind, fällig wird sie jedoch erst mit 
Ablauf der Sperrfrist oder Rückzahlungsfristen, der Zuteilung 
des Bausparvertrages oder bei unschädlicher Verfügung. Die 
Arbeitnehmer-Sparzulage wird dann entweder in den Vertrag, 
in den die vermögenswirksamen Leistungen geflossen sind, 
eingezahlt (Regelfall) oder vom Finanzamt an den Arbeitnehmer 
ausgezahlt (Ausnahmefall). Dies ist abhängig von der Art des 
Vertrages.33 Eine Auszahlung erfolgt z. B. beim 1. Erwerb von 
Genossenschaftsanteilen an einer Wohnungsbaugenossenschaft 
oder einer unschädlichen vorzeitigen Verfügung.

Wurde die Festsetzung der Arbeitnehmer-Sparzulage abgelehnt, 
weil die Einkommensgrenze überschritten wurde, der Steuerbe-
scheid später jedoch geändert und wird die Einkommensgrenze 
dann unterschritten, ist von Amts wegen auch der Bescheid über 
die Festsetzung der Arbeitnehmer-Sparzulage zu ändern bzw. 
der Ablehnungsbescheid aufzuheben. Es muss kein neuer Antrag 
gestellt werden (anders bei der Wohnungsbauprämie).34

ACHTUNG Wurde kein Antrag auf Arbeitnehmer-Sparzulage 
gestellt, weil die Einkommensgrenzen überschritten wurden 
und wird der Einkommensteuerbescheid später geändert, 
wobei dann die Einkommensgrenzen unterschritten werden, 
z. B. wegen Verluste aus Vermietung und Verpachtung aus 
einer Grundstücks-GbR von der gesondert und einheitlichen 
Feststellung, wird die Arbeitnehmer-Sparzulage nicht von 
Amts wegen festgesetzt. In den Fällen ist ein erstmaliger 
Antrag auf Festsetzung der Arbeitnehmer-Sparzulage erfor-
derlich, und zwar innerhalb der regulären Antragsfrist von 
4 Jahren.35

32	 BMF-Schreiben v. 31.05.2024 „Anwendung des Fünften Vermögens-
bildungsgesetzes (5. VermBG)“, BStBl. I 2024, S. 929 Rz. 100 bis 105.

33	 § 7 Abs. 1 VermBG.
34	 § 14 Abs. 5 Satz 1 VermBG.
35	 BMF-Schreiben v. 31.05.2024 „Anwendung des Fünften Vermögens-

bildungsgesetzes (5. VermBG)“, BStBl. I 2024, S. 929 Rz. 86.

Zu Unrecht gewährte Arbeitnehmer-Sparzulagen fordert das Fi-
nanzamt zurück, z. B. wenn nachträglich die Einkommensgrenze 
überschritten wurde, bei Nichteinhaltung von Sperrfristen oder 
Nichtdurchführung oder Aufhebung von Festlegungen (Zweckbin-
dung) sowie Anlage der Gelder in nicht begünstigte vermögens-
wirksame Leistungen.36

Für manche vermögenswirksame Leistungen kommt auch die 
Förderung über die Wohnungsbauprämie in Betracht. Jedoch 
können dieselben Sparbeträge nur über die Arbeitnehmer-
Sparzulage oder die Wohnungsbauprämie gefördert werden.37 Die 
Förderung über die Arbeitnehmer-Sparzulage ist grundsätzlich 
vorrangig.

BEISPIEL Der Arbeitgeber zahlt vermögenswirksame Leis-
tungen von 40 € als Zuschuss, die in einen vom Arbeitnehmer 
ausgewählten und abgeschlossenen Aktiensparplan angelegt 
werden. Unterstellt, die Einkommensgrenze wird eingehalten, 
ergibt sich hieraus eine jährliche Arbeitnehmer-Sparzulage 
von 80 € (40 €  12 Monate = 480 €, 20 % auf max. 400 € = 
80 €). Der Arbeitnehmer beantragt beim Arbeitgeber, für ihn 
zusätzlich vermögenswirksame Leistungen i. H. v. monatlich 
100 € aus seinem normalen Gehalt anzulegen und bespart 
damit einen Bausparvertrag. Aus diesem Vertrag steht dem 
Arbeitnehmer die Arbeitnehmer-Sparzulage von 9 % von max. 
470 € = 43 € zu. Für den übersteigenden Betrag (12  100 € = 
1.200 €; 1.200 € — 470 € =) 730 € kann er die Wohnungsbau-
prämie beantragen, da die übersteigenden Beträge nicht 
arbeitnehmer-sparzulagengefördert sind. Es ergibt sich eine 
Wohnungsbauprämie von 10 % auf max. 700 € = 70 € pro Jahr 
über die Dauer der Vertragslaufzeit. Jährlich kann so ein 
staatlicher Zuschuss von 193 € erzielt werden.

HINWEIS Bis einschl. 2023 war es jedoch möglich, dass der 
Antrag auf Arbeitnehmer-Sparzulage nicht gestellt werden 
konnte, weil die Einkommensgrenzen überschritten waren, die 
Einkommensgrenzen für die Wohnungsbauprämie jedoch ein-
gehalten wurden. Das lag daran, dass bis zum VZ 2023 die 
Einkommensgrenzen für die Wohnungsbauprämie über den 
Einkommensgrenzen für die Arbeitnehmer-Sparzulage lagen. 
Dies hat sich seit dem VZ 2024 geändert. Wurde bis zum VZ 
2023 ein Antrag auf Wohnungsbauprämie gestellt, besteht 
aber ein Anspruch auf Arbeitnehmer-Sparzulage, endet die 
Frist für die Festsetzung der Arbeitnehmer-Sparzulage nicht 
vor Ablauf eines Jahres nach Bekanntgabe der Mitteilung 
über die Änderung (Rückgängigmachung) des Wohnungsbau-
prämienanspruchs. Zur Beantragung sollte dann die Einkom-
mensteuererklärung mit den geänderten Einkommensdaten 
nochmal an das Finanzamt gesendet werden.

3.4  Antragsfrist
Die Antragsfrist für die Festsetzung der Arbeitnehmer-Sparzula-
ge endet 4 Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die vermögens-
wirksamen Leistungen angelegt worden sind. Die Festsetzung 
der Arbeitnehmer-Sparzulage kann jedoch nur erfolgen, wenn die 
Einwilligung in die Datenübermittlung spätestens bis zum Ablauf 
des 2. Kalenderjahres, das auf das Kalenderjahr der Anlage der 
vermögenswirksamen Leistungen folgt, erteilt wurde.38

36	 § 9 VermBGDV.
37	 § 1 WoPG.
38	 § 15 Abs. 1 Satz 2 VermBG.
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BEISPIEL Die vermögenswirksamen Leistungen wurden 2022 
in einen arbeitnehmer-sparzulagenfähigen Vertrag eingezahlt. 
Die Arbeitnehmer-Sparzulage kann bis zum 31.12.2026 bean-
tragt werden.

4.  WOHNUNGSBAUPRÄMIE

Die Wohnungsbauprämie ist genauso wie die Arbeitnehmer-
Sparzulage steuer- und sozialversicherungsfrei. Auch sind für 
die Wohnungsbauprämie die Vorschriften der Abgabenordnung 
maßgeblich.39

4.1  Höhe der Wohnungsbauprämie
Die Wohnungsbauprämie beträgt 10 % der Aufwendungen von 
max. 700 €, bei Ehegatten 1.400 €.40 Die Ehegatten bilden eine 
sog. Höchstbetragsgemeinschaft, d. h., die Höchstbeträge stehen 
den Prämienberechtigten gemeinsam zu. Um mit einem begüns-
tigten Vertrag gefördert zu werden, muss das 16. Lebensjahr ab-
geschlossen worden und derjenige in Deutschland unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig sein.

HINWEIS Für die Arbeitnehmer-Sparzulage ist keine Alters-
begrenzung vorgesehen. Eine Begrenzung ergibt sich jedoch 
dadurch, dass derjenige Arbeitnehmer sein muss.

4.2  Begünstigte Anlageformen
Begünstigte Anlageformen im Sinne der Wohnungsbauprämie 
sind:41

•	 Bausparverträge (Mindestanlagebetrag 50 € pro Jahr) mit 
Zweckbindung Baudarlehen

•	 Aufwendungen für den 1. Erwerb von Anteilen an Bau- und 
Wohnungsbaugenossenschaften

•	 Zweckgebundene Sparverträge von 3 bis 6 Jahren für den 
Bau oder den Erwerb selbst genutzten Wohneigentums oder 
eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts

•	 Zweckgebundene Sparverträge mit festgelegten Sparraten 
für 3 bis 8 Jahre zur Kapitalansammlung mit Wohnungs- und 
Siedlungsunternehmen für den Bau oder Erwerb von selbst-
genutztem Wohneigentum oder eigentumsähnlichen Dauer-
wohnrechts

BEISPIEL Der Arbeitnehmer möchte eine Genossenschafts-
wohnung beziehen und muss dafür Genossenschaftsanteile der 
Wohnungsgenossenschaft erwerben. Die Genossenschaftsan-
teile kosten 1.500 €. Unterstellt, die Einkommensgrenze ist 
eingehalten, steht ihm die Wohnungsbauprämie von 10 % von 
max. 700 € = 70 € zu. Die Wohnungsbauprämie gibt es hier nur 
einmalig, weil nur in einem Jahr prämienbegünstigte Aufwen-
dungen geleistet werden. Erforderlich ist die Abwicklung über 
eine Bausparkasse/Bank/Sparkasse wegen der Antragsstel-
lung auf die Wohnungsbauprämie. Die Wohnungsbaugenossen-
schaften selbst bieten dies regelmäßig nicht an, da ihnen der 
Aufwand zu hoch ist. Gleiches gilt grundsätzlich genauso, wenn 
ein Rentner ein Dauerwohnrecht in einer Seniorenresidenz 
erwerben möchte. Da in solchen Fällen die Einbeziehung einer 
Bausparkasse/Bank/Sparkasse erforderlich ist, sollte geprüft 
werden, ob sich diese Geldanlage so gestalten lässt, dass ein 
Vertrag über mehrere Jahre abgeschlossen werden kann und 
demzufolge die Wohnungsbauprämie für mehrere Jahre 
gewährt werden kann. Für die einmalige Wohnungsbauprämie 
von 70 € oder 140 € ist der Aufwand recht hoch.

39	 § 8 WoPG.
40	 § 3 WoPG.
41	 § 2 Abs. 1 WoPG.

Gefördert werden soll die wohnungswirtschaftliche Verwendung. 
Sowohl das im Vertrag angelegte Geld als auch die gewährte 
Wohnungsbauprämie darf damit nur für diese Zwecke verwendet 
werden. Zudem müssen die für diese Vertragsarten vorgesehe-
nen Sperrfristen eingehalten werden. Bei der Förderung durch 
die Wohnungsbauprämie sind es einheitlich 7 Jahre.

Hinsichtlich der Zweckbindung gibt es Ausnahmen für abge-
schlossene Bausparverträge.42 Z. B.:

•	 unschädliche Auszahlung ohne Zweckbindung bei Vertrags-
abschluss vor Vollendung des 25. Lebensjahres mit Sperrfrist 
7 Jahre und Wohnungsbauprämie begrenzt auf 7 Jahre für 
einen Vertrag

•	 Eintritt der völligen Erwerbsunfähigkeit, Versterben — auch 
des Ehegatten, Arbeitslosigkeit mind. 1 Jahr ununterbrochen; 
Sperrfrist 7 Jahre und Wohnungsbauprämie begrenzt auf 
7 Jahre

ACHTUNG Die Ausnahme gilt nur hinsichtlich der Zweckbin-
dung, nicht hinsichtlich der Einhaltung der Sperrfrist. Wird die 
Sperrfrist verletzt, geht die Wohnungsbauprämie verloren.

Als wohnungswirtschaftliche Verwendung für einen Bausparver-
trag bzw. des Bauspardarlehens und Aufwendungen für den 1. 
Erwerb von Anteilen an Bau- und Wohnungsbaugenossenschaf-
ten gelten auch bauliche Maßnahmen des Mieters zur Moder-
nisierung seiner Wohnung. Als wohnungswirtschaftliche Ver-
wendung gilt auch, wenn die Bausparsumme zum ersten Erwerb 
von Anteilen an Bau- und Wohnungsbaugenossenschaften, zum 
Erwerb von Rechten zur dauernden Selbstnutzung von Wohn-
raum in Alten-, Altenpflege- und Behinderteneinrichtungen oder 
-anlagen verwendet wird.43 Begünstigt ist auch die energetische 
Sanierung der selbst bewohnten Immobilie. Die Begünstigung 
der energetischen Sanierung über die Wohnungsbauprämie führt 
nicht dazu, dass die Steuerermäßigung für die energetische 
Gebäudesanierung nach § 35c EStG ausgeschlossen ist. Beide 
Förderungen können nebeneinander beansprucht werden. Hat 
ein Steuerpflichtiger einen Wohnriester-Vertrag abgeschlossen, 
können die Sparbeträge, die nicht mehr über die Riester-Förde-
rung begünstigt sind — weil die Höchstbeträge erreicht sind —, 
über die Wohnungsbauprämie gefördert werden.44

Um die Wohnungsbauprämie zu erhalten, ist es nicht erforderlich, 
dass eine Anlage in vermögenswirksame Leistungen erfolgt. Es 
können ohne vermögenswirksame Leistungen derartige Verträge 
abgeschlossen und die Wohnungsbauprämie beansprucht wer-
den. Damit sind auch Steuerpflichtige, die nicht Arbeitnehmer 
sind, von der Förderung mit umfasst.

BEISPIEL Der Arbeitnehmer fängt neu im Unternehmen an, 
welches vermögenswirksame Leistungen als Zuschuss i. H. v. 
40 € pro Monat anbietet. Der Arbeitnehmer zahlt gerade sein 
frisch gebautes Einfamilienhaus ab. Er möchte die vermögens-
wirksamen Leistungen für diese Kredittilgung mit einsetzen. Er 
legt dem Arbeitgeber eine Bescheinigung der finanzierenden 
Bank vor, dass diese Finanzierung vwl-fähig ist oder schließt 
ein zusätzliches Tilgungsprodukt (z. B. Bausparvertrag) ab, 
sodass der Arbeitnehmer die vermögenswirksamen Leistungen 
des Arbeitgebers beanspruchen kann. Unterstellt, die Einkom-
mensgrenze ist eingehalten, erhält der Arbeitnehmer die 
Arbeitnehmer-Sparzulage von jährlich 43 € (= 470 €  9 %) 

42	 § 2 Abs. 2 und Abs. 3 WoPG.
43	 § 2 Abs. 2 Satz 8 WoPG.
44	 § 2 Abs. 1 Nr. 1 Satz 4 WoPG.
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zusätzlich. Falls der Arbeitgeber die vermögenswirksamen 
Leistungen nicht als Zuschuss zahlen möchte, könnte der 
Arbeitnehmer auch einen Teil seines Lohns als vermögenswirk-
same Leistungen anlegen lassen. Bei einer Kreditlaufzeit von 
20 Jahren ergäbe sich durch die Arbeitnehmer-Sparzulage ein 
Vorteil von 860 €. Zusätzlich kann die Finanzierung oder der 
abgeschlossene Vertrag wohnungsbauprämienberechtigt sein 
und es ergäbe sich ein weiterer Vorteil von 70 € x 20 Jahre = 
1.400 €. Bei Ehegatten kann sich der Vorteil auf insg. 4.520 € 
verdoppeln, wobei beide Ehegatten auch gemeinsam abge-
schlossene Verträge entsprechend fördern lassen können oder 
ein Ehegatte den Vertrag des anderen Ehegatten mit vermö-
genswirksamen Leistungen besparen kann.45

4.3  Einkommensgrenzen
Ledige können die Wohnungsbauprämie beanspruchen, wenn 
das zu versteuernde Einkommen 35.000 € im betreffenden 
Jahr nicht übersteigt. Bei Ehegatten darf das gemeinsam zu 
versteuernde Einkommen einen Betrag von 70.000 € nicht 
übersteigen.46 Auch hier gilt: Sind Kinder vorhanden, ist das zu 
versteuernde Einkommen von 35.000 € bzw. 70.000 € das zu 
versteuernde Einkommen nach Abzug der Kinderfreibeträge.47 
Das bedeutet, das Einkommen des Steuerpflichtigen bzw. der 
Ehegatten kann in Abhängigkeit von der Anzahl der Kinder noch 
um einiges höher sein.

BEISPIEL Die zusammenveranlagten Ehegatten haben ein 
gemeinsames Einkommen von 88.000 €. Aufgrund der 
2 gemeinsamen Kinder — 2 x Kinderfreibetrag von 9.600 € 
(VZ 2025) = 19.200 € — unterschreiten sie mit einem zu ver-
steuernden Einkommen von 68.800 € die maßgebliche Gren-
ze und sind wohnungsbauprämienberechtigt.

4.4  Gewährung der Wohnungsbauprämie — Verfahren
Die Beantragung der Wohnungsbauprämie erfolgt beim Unter-
nehmen, an das die prämienbegünstigten Aufwendungen geleis-
tet worden sind.48 Die Unternehmen, bei denen die prämienbe-
günstigten Verträge abgeschlossen wurden, z. B. Bausparkasse, 
zahlen die Wohnungsbauprämie an den Steuerpflichtigen aus 
oder schreiben sie dem Vertrag gut (abhängig von der Art des 
Vertrages). Die Unternehmen, bei denen die prämienbegüns-
tigten Verträge abgeschlossen wurden, erhalten die Prämien 
über die sog. Wohnungsbauprämien-Anmeldung von dem für sie 
zuständigen Finanzamt zurück.

Der Anspruch auf die Wohnungsbauprämie entsteht mit Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die prämienbegünstigten Aufwen-
dungen geleistet worden sind. Die Prämie ist nach amtlich 
vorgeschriebenem Vordruck beim Anbieter des Vertrages zu 
beantragen. Die Anbieter stellen den Sparern diesen Vordruck 
regelmäßig zur Verfügung. Sind mehrere prämienbegünstigte 
Verträge abgeschlossen worden, ist die Prämie vorrangig auf 
Verträge mit dem jeweils ältesten Vertragsdatum zu gewäh-
ren. Die Bausparkasse hat dem Antragsteller das Ergebnis des 
Antrages spätestens mit dem nächsten Kontoauszug mitzuteilen. 
Da die Wohnungsbauprämie grundsätzlich nicht vom Finanz-
amt, sondern von dem Unternehmen, bei dem die begünstigten 
Aufwendungen eingezahlt werden, verwaltet und bewilligt bzw. 
gutgeschrieben wird, erfolgt grundsätzlich auch keine Festset-
zung der Wohnungsbauprämie (anders als bei der Arbeitnehmer-

45	 BMF-Schreiben v. 31.05.2024 „Anwendung des Fünften Vermögens-
bildungsgesetzes (5. VermbG)“, BStBl. I 2024, S. 929 Rz. 52 ff.

46	 § 2a WoPG.
47	 § 2 Abs. 5 EStG.
48	 § 4 WoPG.

Sparzulage). Eine Festsetzung der Prämie erfolgt nur auf beson-
deren Antrag des Steuerpflichtigen, z. B. wenn die Bausparkasse 
dem Steuerpflichtigen mitteilt, dass es die Prämie nicht gewäh-
ren wird. Der Antrag ist schriftlich innerhalb eines Jahres nach 
Bekanntwerden des Ermittlungsergebnisses der Bausparkasse 
vom Antragsteller unter Angabe seines Wohnsitzfinanzamtes 
(hilfreich auch die Angabe der Steuernummer, aber gesetzlich 
nicht vorgeschrieben) an die Bausparkasse zu richten. Die Bau-
sparkasse leitet den Antrag an das Finanzamt weiter und fügt 
die erforderlichen Unterlagen und eine Stellungnahme ihrerseits 
bei. Die Festsetzung oder Ablehnung der Festsetzung der Prämie 
ergeht dann vom Finanzamt an den Steuerpflichtigen. Zusätzlich 
erfolgt eine entsprechende Information an die Bausparkasse.

Wurde die Wohnungsbauprämie zu Unrecht ausgezahlt oder 
gutgeschrieben, fordert das Unternehmen, bei dem der begüns-
tigte Vertrag abgeschlossen wurde, die Prämien zurück. Wird 
die Prämie nicht zurückbezahlt, unterrichtet das Unternehmen 
das für den Steuerpflichtigen zuständige Finanzamt darüber. 
Dann erlässt das Wohnsitzfinanzamt des Steuerpflichtigen einen 
entsprechenden Rückforderungsbescheid.

4.5  Antragsfrist
Die Antragsfrist für die Wohnungsbauprämie endet zum Ablauf 
des 2. Kalenderjahres, das auf das Sparjahr folgt.

BEISPIEL Abschluss und Besparung eines entsprechenden 
Vertrages in 2025. Ende der Antragsfrist für die Wohnungs-
bauprämie ist der 31.12.2027.

4.6  Nachträgliche Änderungen des zu versteuernden 
Einkommens
Ändert sich das zu versteuernde Einkommen nachträglich (z. B. 
erfolgreiches Einspruchs- oder Klageverfahren) und wird die 
Grenze des zu versteuernden Einkommens dadurch erst unter-
schritten, so muss der Prämienberechtigte die Wohnungsbauprä-
mie innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe der Änderung (= 
geänderter Steuerbescheid) erstmalig oder neu beantragen. Hier 
erfolgt auch dann keine automatische Gewährung der Wohnungs-
bauprämie, wenn sie zunächst beantragt und dann abgelehnt 
wurde (anders bei der Arbeitnehmer-Sparzulage).

BEISPIEL Der Steuerpflichtige hat seine Einkommensteuer
erklärung erstellen lassen und stellt gleichzeitig den Antrag 
auf Wohnungsbauprämie bei der Bausparkasse. In dem Antrag 
versichert er, dass das zu versteuernde Einkommen die maß-
gebliche Grenze unterschreitet. Das Finanzamt erkennt jedoch 
einen Teil seiner geltend gemachten Werbungskosten nicht an, 
sodass die Grenze für das zu versteuernde Einkommen über-
schritten und die Wohnungsbauprämie nicht gewährt wird. 
Gegen die Versagung der Anerkennung der Werbungskosten 
wird ein erfolgreiches Einspruchsverfahren geführt und die 
maßgebliche Grenze des zu versteuernden Einkommens dann 
doch unterschritten. Die Wohnungsbauprämie muss neu bean-
tragt werden. Die Arbeitnehmer-Sparzulage würde in dem Fall 
von Amts wegen neu festgesetzt werden.

Ändert sich das zu versteuernde Einkommen nachträglich (z. B. 
neue Tatsachen) und wird die Grenze des zu versteuernden 
Einkommens dadurch erst überschritten, wird die Wohnungsbau-
prämie neu ermittelt oder festgesetzt bzw. ausbezahlte Prämien 
zurückgefordert.49

49	 § 19 Abs. 1 WoPDV.
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Besteht oder entsteht für Aufwendungen, die vermögenswirk-
same Leistungen darstellen, kein Anspruch auf Arbeitnehmer-
Sparzulage und liegen dennoch die Voraussetzungen für die 
Wohnungsbauprämie vor, so muss der Prämienberechtigte die 
Prämie innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe des Bescheids 
über die Ablehnung der Arbeitnehmer-Sparzulage erstmalig oder 
erneut beantragen.

BEISPIEL Der Steuerpflichtige hat seine Einkommensteuer
erklärung für den VZ 2023 erstellen lassen und mit dieser den 
Antrag auf Festsetzung der Arbeitnehmer-Sparzulage für sei-
nen Bausparvertrag gestellt. Das Finanzamt erkennt jedoch 
einen Teil seiner geltend gemachten Werbungskosten nicht an, 
sodass die Grenze für das zu versteuernde Einkommen über-
schritten und die Arbeitnehmer-Sparzulage nicht gewährt 
wird. Der Arbeitnehmer hat nun ein Jahr ab Ablehnung der 
Festsetzung der Arbeitnehmer-Sparzulage Zeit, einen Antrag 
auf Wohnungsbauprämie zu stellen.

HINWEIS In dem Antrag auf Wohnungsbauprämie muss dann 
das Kreuz bei „Einbeziehung der vermögenswirksamen Leis-
tungen für die Wohnungsbauprämie“ gesetzt werden.

Besteht oder entsteht für Aufwendungen, die vermögenswirk-
same Leistungen darstellen, nachträglich ein Anspruch auf 
Arbeitnehmer-Sparzulage und entfällt damit der Anspruch für 
die Wohnungsbauprämie, wird die Prämie neu ermittelt, festge-
setzt bzw. bereits ausgezahlte Prämien zurückgefordert.50 Der 
Anspruch auf die Arbeitnehmer-Sparzulage ist vorrangig.

WEITERFÜHRUNG BEISPIEL Der Steuerpflichtige hat sich 
gegen die Nichtanerkennung der Werbungskosten gewährt 
und 3 Jahre später im Klageverfahren Recht bekommen. 
Damit wird nun nachträglich die maßgebliche Grenze des zu 
versteuernden Einkommens für die Gewährung der Arbeitneh-
mer-Sparzulage eingehalten. Da die Arbeitnehmer-Sparzulage 
bereits bei der 1. Abgabe der Einkommensteuererklärung 
2023 beantragt wurde, wird sie nun automatisch vom Finanz-
amt bei der Erstellung des neuen Steuerbescheids 2023 mit 
festgesetzt. Damit entfällt allerdings der Anspruch auf Woh-
nungsbauprämie. Die Wohnungsbauprämie wird für 2023 auf 
0 festgesetzt, wenn keine Beträge in den Bausparvertrag ein-
gezahlt wurden, die über der Förderhöchstgrenze für die 
Arbeitnehmer-Sparzulage liegen. Wurde die Prämie zwischen-
zeitlich bereits ausbezahlt, wird sie zurückgefordert.

50	 § 19 Abs. 2 WoPDV.

5.  ÜBERBLICK ARBEITNEHMER-SPARZULAGE 
UND WOHNUNGSBAUPRÄMIE

Arbeitnehmer- 
Sparzulage

Wohnungsbauprämie

Höhe 20 % von max. 400 € 
bzw. 9 % von max. 470 € 
pro Jahr (abhängig vom 
Vertragstyp)

10 % von max. 700 € 
bzw. Ehegatten 1.400 € 
pro Jahr

Einkommens
grenzen

zvE 40.000 € 
bzw. 80.000 € 
Zusammenveranlagte 
(seit 01.01.2024)

zvE 35.000 € bzw. 
70.000 € Ehegatten

Sperrfristen Ja, i. d. R. zwischen 
6 und 7 Jahre

Ja, stets 7 Jahre

Antragsfrist 4 Jahre (Datenübermitt-
lungseinwilligung nur 
2 Jahre) ab Ablauf des 
Jahres der Anlage

2 Jahre ab Ablauf des 
Jahres der Anlage

Zuständigkeit Finanzamt Vertragsanbieter
Steuerpflichtige unbeschränkt und be-

schränkt Steuerpflichtige
Nur unbeschränkt 
Steuerpflichtige

Staatliche 
Leistung ist

steuer- und sozial
versicherungsfrei

steuer- und sozial
versicherungsfrei

Förderfähige 
Personen

Arbeitnehmer grds. alle ab Vollendung 
16. Lebensjahr

6.  ZUSAMMENFASSENDE HINWEISE

Aufgrund der Verdoppelung der Einkommensgrenze für die 
Berechtigung auf die Arbeitnehmer-Sparzulage hat das Thema 
enorm an Bedeutung gewonnen. Steuerpflichtige, die aufgrund 
ihrer Einkommenshöhe Anspruch auf Arbeitnehmer-Sparzulage 
und/oder Wohnungsbauprämie haben, sollten sich über die Mög-
lichkeiten von vermögenswirksamen Leistungen, Arbeitnehmer-
Sparzulage und Wohnungsbauprämie informieren, auch wenn sie 
bisher keine entsprechenden Anlageprodukte haben.

Arbeitnehmern sollte bewusst sein, dass sie ein Recht auf die 
Anlage von Geld in vermögenswirksame Leistungen haben. 
Neben dem Vermögensaufbau besteht in vielen Fällen die Mög-
lichkeit, steuerfreie staatliche Zuschüsse (Arbeitnehmer-Sparzu-
lage) oder die Wohnungsbauprämie zu erhalten. Das sind echte 
finanzielle Vorteile. Zudem zahlen viele Arbeitgeber vermögens-
wirksame Leistungen als Zuschuss, also Gehaltserhöhung.

Grundsätzlich können auch Rentenempfänger über die Wohnungs-
bauprämie steuerfreie staatliche Zuschüsse erhalten, wenn sie 
Verträge mit wohnungswirtschaftlicher Verwendung eingehen.

Zu konkreten Anlageprodukten, z. B. Fondssparplan oder Bau-
sparverträge etc., sollte die Beratung durch die Bank/Sparkas-
se oder unabhängigen Finanzberater in Anspruch genommen 
werden. Eine Beratung zu Anlageprodukten führen Steuerberater 
und deren Mitarbeiter nicht durch.

Sollten Steuerpflichtige sich von ihren Anlageprodukten trennen 
wollen, besteht die Gefahr der rückwirkenden Versagung der 
staatlichen Zuschüsse und Prämien. Eine vorherige Beratung 
durch das Anlageinstitut ist empfehlenswert, da es aufgrund von 
Ausnahmeregelungen oder Umschichtungen viele Möglichkeiten 
gibt die staatlichen Zuschüsse nicht zu verlieren.

Dipl.-Kffr. (FH) Anita Käding, Steuerberater


